
BUNDESGERICHTSHOF

IV ZB 45/76

BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Polizeibeamten Horst M Straße

Beklagten und Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigter II. Instanz:
Rechtsanwalt Dr.

gegen

die am 1974 geborenen Kinder SilJa und Sonja

gesetzlich vertreten durch das BezirksJugendamt 
^m t D i e n s t s t e l l e  S< 
straße als Amtspfleger,

Klägerinnen und Beschwerdegegner
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 
19. Januar 1977 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Dr. Buchholz, Knüfer, Rottmüller und 
Dr. Hoegen

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten 
gegen den Beschluß des 1• Zivilsenats 
des Schleswig-Holsteinischen Oberlan­
desgerichts vom 14. September 1976 wird 
zurückgewiesen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Be­
schwerdeverfahrens •

Beschwerdewert: 8.000,- DM

G r ü n d e  :
Das Amtsgericht Mölln hat durch Urteil vom 2. Janu­

ar 1976 festgestellt, daß der Beklagte (und Beschwerdeführer) 
der nicht-eheliche Vater der beiden Klägerinnen sei; zugleich 
ist der Beklagte zur Zahlung des Regelunterhaltes an die Klä­
gerinnen verurteilt worden. Die Geschäftsstelle des Amtsge­
richts übermittelte Rechtsanwalt Sfl H B i n  Berlin als dem 
Prozeßbevollmächtigten des Beklagten eine Ausfertigung des 
Urteils unter Beifügung eines vorbereiteten und teilweise 
ausgefüllten "Empfangsbekenntnisses nach § 212 a ZPO", in 
dem stand, daß der Empfänger das Urteil vom 2. Januar 1976 
in Sachen H f l M P  gegen M H H  Geschäftsnummer C 93/74 er­
halten habe. Dieses Empfangsbekenntnis erhielt im Büro des
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Rechtsanwalts SflBBclen Eingangsstempel M4. Feb. 1976". 
Rechtsanwalt SflHBversah den Abdruck des Eingangsstempels 
mit einem Schriftzug und ließ das Empfangsbekenntnis an die 
Geschäftsstelle des Amtsgerichts zurückgehen. Am 27. Fe­
bruar 1976 legte der Beklagte gegen das Urteil des Amtsge­
richts bei dem Landgericht Lübeck Berufung ein, die er am 
17. Mai 1976 zurücknahm; am 1. Juli 1976 legte er bei dem 
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht Berufung ein.
Durch Beschluß vom 14. September 1976 hat das Oberlandesge­
richt die Berufung des Beklagten als unzulässig verworfen. 
Hiergegen richtet sich die form- und fristgerecht eingelegte 
sofortige Beschwerde des Beklagten. Er hält die Zustellung 
des Urteils des Amtsgerichts nicht für rechtswirksam, weil 
Rechtsanwalt SfHHfe in dem Empfangsbekenntnis nicht erklärt 
habe, die Urteilsausfertigung gerade zum Zwecke der Zustel­
lung erhalten zu haben, und weil der von ihm auf dem Abdruck 
des Eingangsstempels gesetzte Schriftzug nicht als verbindli­
che Unterschrift anzusehen sei.

Das Rechtsmittel ist nicht begründet.

Die Berufung wäre rechtzeitig eingelegt worden, wenn 
das Urteil des Amtsgerichts dem Beklagten nicht zugestellt 
worden wäre (§ 516 ZPO), Das ist aber entgegen der Auffassung 
des Beklagten am 4. Februar 1976 rechtswirksam geschehen, so 
daß die Berufung verspätet eingelegt worden ist.

Für die Rechtswirksamkeit einer Zustellung ist sowohl 
bei der Zustellung von Anwalt zu Anwalt (§ 198 Abs. 2 Satz 1 
ZPO) als auch bei der Zustellung von Amts wegen (§ 212 a 
ZPO) die Unterzeichnung eines datierten schriftlichen Emp­
fangsbekenntnisses wesentlich. Hier steht eine Zustellung 
von Amts wegen in Rede (§§ 625, 640 Abs. 1 ZPO). Bei ihr 
ist weder eine ausdrückliche Erklärung des Urkundsbeamten
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der Geschäftsstelle, es werde zugestellt, vorgeschrieben, 
noch eine ausdrückliche Erklärung des Zustellungsempfängers, 
er nehme als zugestellt entgegen, erforderlich (BGH Ul ZPO 
§ 212 a Nr. 7 * NJW 1969, 1298), wenn auch das eine oder 
das andere oder beides gelegentlich tatsächlich geschieht 
(vgl. BGH LM ZPO § 233 (Fb) Nr. 29 - NJW 1974, 993). Etwas 
anderes kann der Beklagte auch nicht aus der Vorschrift des 
§198 Abs. 1 Satz 3 ZPO herleiten. Abgesehen davon, daß es 
sich im vorliegenden Rechtsstreit nicht um eine Zustellung 
von Anwalt zu Anwalt handelt, ist die in der genannten Be­
stimmung vorgesehene schriftliche Erklärung des Zustellenden, 
der Schriftsatz werde von Anwalt zu Anwalt zugestellt, nicht 
als zwingendes Erfordernis einer wirksamen Zustellung aufge­
stellt worden (BGHZ 14, 342, 344). Daß der Zustellungsempfän­
ger erklären müsse, er nehme als zugestellt an, ist nicht ein­
mal hier vorgeschrieben, so daß die vom Beklagten gezogene 
Schlußfolgerung fehl geht. Im übrigen begründet auch im Falle 
des § 198 ZPO das Empfangsbekenntnis eine Vermutung dafür, 
daß der Empfänger das Schriftstück als zugestellt annehmen 
wollte (BGH NJW 1975, 1652; zu § 212 a ZPO vgl. BAG NJW 1971, 
671). Dafür, daß im vorliegenden Falle etwa keine Zustellung 
im förmlichen Sinne beabsichtigt sei, bot das vorbereitete 
und teilweise ausgefüllte Empfangsbekenntnis keinen Anhalts­
punkt.

Der Beklagte hat sich noch darauf berufen, daß der 
von Rechtsanwalt SflHBgeleistete Schriftzug keine verbind­
liche Unterschrift sei. Auch damit kann er nicht gehört wer­
den.

Rechtsanwalt S W E K D  war der empfangsberechtigte Be­
vollmächtigte des Beklagten. Es steht fest, daß er das Emp­
fangsbekenntnis ausgestellt hat. Der von ihm stammende 
Schriftzug läßt ein großes MSW und ein abschließendes "d" 
erkennen. Er unterschreibt auch sonst in gleicher Weise



(vgl. GA 12). Damit sind die Voraussetzungen erfüllt, die 
der Bundesgerichtshof in ständiger Rechtsprechung für eine 
wirksame Unterschrift unter einem Empfangsbekenntnis auf- 
gestellt hat (vgl. BGH VersR 1974, 1223; 1976, 169; BGH 
NJW 1976, 626; ferner BGH LM ZPO § 130 Nr. 6 = NJW 1974, 
1090 und BGH NJW 1975, 1705).

Dr. Grell Dr. Buchholz Knüfer

Rottmüller Dr. Hoegen
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